
vormals GeneralAnzeiger für Kemberg, Bad Schmiedeberg und Amgegend

1,25 M. durch Boten ins Haus gebracht in Kemberg 1,35
1,40 M., durch die Poſt 1,45 M. Jm

Erſcheint wöchentlich dreimal Montag, Mittwoch und Freitag abends mit dem
Datum des folgenden Tages. Wöchentliche Beilagen: „Landmanns Sonntagsblatt“

und „Jlluſtriertes Anterhaltungsblatt“. SBezugspreis: Monatlich für Abholer
WM., in den Landorten

Falle höherer Gewalt BDetriebsſtörung
Streik uſw erliſcht jeder Anſpruch auf Lieferung bzw. Rückzahlung des Bezugspreiſes.

d Anzeigenpreis Die 5geſpaltene Petitzeile oder deren Kaum 15 Pfg., die 3geſpaltene
W F Koeblamezeile 40 Pfg., Auskunftsgebühr 50 Pfg. Für Aufnahme von J

e an beſtimmten Tagen und Plätzen, ſowie für richtige Wiedergabe undeutlich ge
ſchriebener oder duech Fernſprecher aufgegebener Anzeigen wird beinerlei Garantie

V übernommen. Seilagengebühr: 10, W. das Tauſend, zuzüglich Poſtgebühr
d Schluß der Anzeigenunnahme vormittags 10 Ahr, größere Anzeigen tags zuvor.

nzeigen

Amtsblatt für den Magiſtrat zu Kemberg, das Amtsgericht und verſchiedene Gemeinden

Nr. 85 Dienstag, den 21. Juli 1931 33. Jahrg
S I SDie Abſtimmungskartei

zum Volksentſcheid „Landtagsauflöſung“ liegt
vom 24. Juli bis einſchl. 3. Auguſt während der üblichen
Geſchäftszeit in der Stadtſchreiberei zur Einſicht aus.

Einſprüche ſind bis zum Ablauf der Auslegungsfriſt
mündlich oder ſchriftlich bei uns anzubringen.

Kemberg, den 20. Juli 1931.
Der Magiſtrat.die Kellectdune in Anlsgeriſh

ſollen am Mittwoch, dem 22. Juli, um 19 Ahr,
auf drei Jahre verpachtet werden.

Sammelort: Amtsgericht. Bedingungen im Termin.
Kemberg, den 20. Juli 1931.

98] Der Magiſtrat.
Donnerstag, den 23. Juli, 14 Uhr,

Mütterheratungsstunde
im Bürgerſaal.

Kemberg, den 20. Juli 1931.

96 Der Magiſtrat.
Amfang der deutſchen Kapitalfiucht.

Mehr als 6 Milliarden RM.
In Verbindung mit der Notverordnung über die

Kapitalflucht wird uns von ſachverſtändiger Seite geſchrie
ben: Ueber den Umfang der Kapitalflucht aus Deutſchland
gehen auch in Sachverſtändigenkreiſen die Meinungen er
heblich auseinander. Reichsarbeitsminiſter Dr. Stegerwald
hat auf dem Provinzialparteitag der Zentrumspartei in
Kiel im Mai 1930 ausgeführt:

„Gegenwärtig befinden ſich bei der ungeheuren Kapi
kalverknappung für langfriſtige Anleihen etwa 8 Milliar
den RM deutſches Geld im Ausland, vorwiegend in der
Schweiz. Dieſes Verhalten der deutſchen Kapitalbeſitzer iſt
unpakriokiſch und muß aufs ſchärfſte verurkeilt werden.
Im geraden Gegenſatz hierzu ſtehen Ausführungen,die Profeſſor Dr. Caſſel im November. 1930 gemacht hat

und in denen er die Behauptung aufgeſtellt hat, daß die
Annahme einer Kapitalflücht in Deutſchland eine Redens
art ſei. Caſſel macht folgende Berechnung auf. „Das Aus
land hat ſeit 1924 an Deutſchland geliehen: kur i Anleihen 11,3 Milliarden, langfriſtige Anleihen 95 illiar
den. Außerdem borgte das Ausland Deutſchland 6 Milliar
den als Beteiligungen. Das Ausland hat von Deutſchland
erhalten: Tributlaſten 8 Milliarden, Zinſen 2 Milliarden.
Deutſchland nahm für 7,8 Milliarden mehr Waren auf, als
es ausführte, und gab an das Ausland 9,4 Milliarden Be
teiligungen und Anleihen.

Fine eigentliche Kapitalflucht beſteht nicht, ſondern es
handelt ſich nur um einen Beſitzwechſel.“

Es iſt indeſſen nicht richtig lediglich geldmäßig dieſen Vor
n zu betrachten. Jn den Verhandlungen der Friedrich

iſt- Geſellſchaft vom Oktober 1930 iſt bis zum Jahre 1929
die deutſche Kapitalflucht auf 4 bis 4,5 Milliarden RM
beziffert worden. Während 1924 und 1925 Kapital herein
kam, hat bereits im Jahre 1926 die Kapitalabwanderung
eingeſetzt, die ſich bis zum Jahre 1929 auf die erwähnte
Summe geſteigert hat.

Jm Jahre 1930 hat die Kapikalabwanderung nach all
gemeinem Eindruck einen großen Umfang angenommen.
Man wird ſie auf mindeſtens 1,5 Milliarden ſchätzen

können.

Nach einer Berechnung beträgt der deutſche Geſamt
Kapitalexport ſeit der Stabiliſierung mehr als 6 Milliar
den RM. Es muß aber auch in dieſem Zuſammenhang be
tont werden, daß das Inſtitut für Konjunkturforſchung zu
Beginn des Jahres 1930 den d r der Kapitalflucht für
das Jahr 1930 nur auf rund 700 Millionen RM ge
ſchätzt hat.

Aber ſelbſt wenn man dieſe Summe annimmk und dazu
die Kapiktalflucht des Jahres 1931 in Rechnung

ſtellt, kommt man auf einen Betrag von mehr als
6 Milliarden RM.

Dabei wird auch die Auffaſſung des Reichsfinanzminiſters
Dietrich richtig ſein, wenn er ſagte, daß es im letzten Not
jahr nicht mehr ſehr. viele Leute gegeben hat, die Geld ins
Ausland ſchaffen konnten.

Die Geſamtziffer der Kapitalflucht wird ſich rein rech
nungsmäßig kaum genau ermitteln laſſen. Es handelt ſich
immer nur um Schätzungen, und es iſt ſehr ſchwierig, die
Verhältniſſe bei der Rückkehr Deutſchlands zur feſten Wäh
rung einigermaßen ſicher zu ſchätzen. Jedenfalls iſt aber
die Geſamtziffer und auch die Vermehrung ſeit dem Aus

fall der letzten Reichstagswahlen ſehr hoch, ſo daß die Kapi

talflucht in ihrem jetzigen Stadium durchgreifende Maß
nahmen erforderlich gemacht hat.

Keine Einberufung des Reichstages.
Aelteſtenrat am 23. Juli.

Berlin, 18. Juli
Der Aelteſtenrat des Reichstages trat unter dem Vor

ſitz des Reichstagspräſidenten Löbe zu einer Sitzung zu
ſammen, um zu den Anträgen der Deutſchnationalen, der
Nationalſozialiſten und der Kommuniſten auf Einberufung
des Reichstages Stellung zu nehmen. Die Anträge wurden
von den Vertretern der Oppoſitionsparteien begründet.

Da jedoch nur die Antragſteller für ſie einkraten, wur
ſie mit großer Stimmenmehrheit abgelehnk.

Dahingegen wurde dem Zuſammentritt des Aelteſtenrates
am 23. Juli alſo nach der Londoner Entſcheidung zu
geſtimmt. Präſident Löbe brachte ein Schreiben des Reichs
kanzlers Dr. Brüning zur Kenntnis, in dem es heißt

„Jm Hinblick auf den großen Ernſt der gegenwärtigen
Lage, die ich nicht mehr erſt darzulegen brauche, muß ich
aus vaterländiſchem Jntereſſe die dringende Bikke an das
Hohe Haus ausſprechen, die Ankräge auf Einberufung des
Reichskages abzülehnen. Der Zuſammentritt des Rechs
kages kann in der gegenwärtigen Lage unſeres Volkes nur
ſchweren Schaden anrichten.“

Zweckoptimismus in Paris.
„Keine ulkimaliven Forderungen

Die geſamten Pariſer Blätter geben der Auffaffung
Ausdruck, daß die Verhandlungen in Paris eine Entſpan
nung herbeiführen werden, ſchon aus dem Grunde, weil
man ja in keiner Weiſe ultimative Forderungen ſtelle, ſon
dern lediglich eigentlich ſelbſtverſtändliche finanzielle und
politiſche Garäntien verlange. Da aber mittlerweile bekannt
geworden iſt, daß auch der
Grandi an den Verhandlungen teilnehmen würde, ſo fragt
man ſich immerhin etwas beſorgt, welche Haltung dieſer
einzunehmen gedenke.

Der politiſche Berichterſtatter des „Makin“, Sauerwein,
wendet ſich ſodann ſehr ſcharf gegen die engliſchen Abſichten,
die Pariſer Konferenz als eine Art Vorbeſprechung hinzu
ſtellen, um die Haupffragen erſt in London zu regeln. Es
handele ſich, ſo bekont er, bei der Regelung der deutſch
franzöſiſchen Beziehungen nicht um eine Frage, die eines
Schiedsrichters bedürfe, noch habe man die Abſicht, das
Verhandlungsgebiet zu erweitern. Zwiſchen Frankreich und
Deukſchland gebe es keinerlei Vermittlerkätigkeit, ganz gleich,
von welcher Seite ſie auch kommen möge

Die zu regelnden Fragen müßten von Angeſicht zu
Angeſicht zwiſchen den deutſchen und den franzöſiſchen Ver
tretern erledigt werden. Die Verhandlungen würden ſich
auf der Grundlage der wirtſchaftlichen und finanziellen Kriſe
Mitteleuropas und den zu ihrer Beſeitigung möglichen Mit
teln bewegen. Es handele ſich weder um Abrüſtung noch

um eine Reviſion der Verträge. Wenn die franzöſiſche Re
gierung die engliſche Einladung endgültig annehme, ſowürde das bedeuten, daß die Pariſer Veſprecheggen er

folgreich geweſen ſeien.
Leon Blum verurkeilt im „Populgire“ aufs ſchärfſte
die franzöſiſche Abſicht, die Hilfsaktion für Deutſchland

gewiſſen politiſchen Garankien unkerzuordnen.
Dieſe Garantien hätten nur dann Wert, wenn ſie von
Deutſchland ohne Aufforderung erfüllt würden. Sie müß-
ten eine Folge der franzöſiſchen Hilfe ſein und nicht eine
Vorbedingung. Die franzöſiſche Regierung verſcherze ſich
hierdurch den größten Teil der moraliſchen Auswirkungen
ihrer Handlung. Sie zeige ſich einer Aufgabe nicht ge
wachſen, die man als hiſtoriſch bezeichnen könne.

London gegen die franzöſiſchen Pläne.
Die geſamte Londoner Preſſe nimmt gegen die fran

zöſiſchen Pläne Stellung. „Times“ vertreten den Stand
punkt, daß eine Anleihe von 2 Milliarden RM für Deutſch
land, die innerhalb von zehn Jahren rückzahlbar ſei, augen
blicklich nicht zweckdienlich ſei. Alles, was Deutſchland wirk
lich gebrauche, ſei ein kurzfriſtiger Kredit, um das Ver
trauen in Deutſchland wiederherzuſtellen, die Stabilität
ſeiner Währung aufrechtzuerhalten und um auf dieſe
Weiſe die Mindeſtmenge von Kapital wieder an ſich zu
ziehen, die Deutſchland gebrauche. Der diplomatiſche Kor
reſpondent des

„Daily Telegraph“
betont, daß Deutſchland die geſtellten franzöſiſchen Bedin

ungen nicht werde annehmen können. Auch ſei es die
nſicht engliſcher Kreiſe, daß im Falle einer internationalen

Anleihe der franzöſiſche Anteil nicht größer als derjenige
Englands oder Amerikas ſein ſollte. Hinſichtlich der Kapi
talflucht gibt er die Anſicht von ſachverſtändigen Englän
dern dahin wieder, daß ſchon das MacKenna-Komitee des
DawesKomitees über die Unmöglichkeit berichtet habe, wirk
lich wirkſame Mittel gegen eine Kapitalflucht zu finden. Die
einzig mögliche Methode beſtände darin, das Vertrauen
wiederherzuſtellen.

„Daily Herald“
exklärt, daß England ſich vorausſichtlich auf die Seite Ame

italieniſche Außenminiſter

rikas ſtellen werde, das den franzöſiſchen Bedingungen nicht
zuſtimmte. Henderſon werde aber in Paris auf die Deut
ſchen einen Druck dahin ausüben, eine entgegenkommende
Haltung einzunehmen. Auf der Londoner Konferenz werde
Amerika vorausſichtlich einen Antrag einbringen, daß
parallel mit dem Schuldenfeierjahr ein Rüſtungsfeierjahr
gehen ſollte. Ein jedermann in England ſei dagegen, daß
Deutſchland in den Zuſtand wirtſchaftlicher Sklaverei ge
bracht würde. Der Pariſer Korreſpondent der

„Morningpoſt“
ſagt, daß die franzöſiſchen Forderungen nicht etwa das
Höchſtmaß, ſondern das Mindeſtmaß darſtellten, denn die
Franzoſen wollten den Verſailler Vertrag auf weitere zehn
Jahre hinaus gegen jegliche Angriffe ſichern.

Amerika nimmt die Forderungen nicht ernſt.
Der Waſhingtoner Korreſpondent der „Morningpoſt“

gibt die amerikaniſche Auffaſſung dahin wieder, daß man
dort von England die Vorlage eines Gegenplanes erwarte.

Die amerikaniſche Regierung lehne es ab, die franzöſi
ſchen Vorſchläge für ernſt zu nehmen.

Im übrigen ſei Amerika gegen jeden Verſuch, aus Deutſch
land erniedrigende Zugeſtändniſſe herauszuquetſchen, und
zwar, ganz abgeſehen von anderen Gründen, beſonders im
Hinblick auf die Rückwirkungen in Deutſchland und die Ge
fahren für die Brüning- Regierung. Andererſeits ſei Ame
rika auch gegen ſolche Schritte, die wie ein Verſuch einer
Jolierung Frankreichs angeſehen würden, denn man glaube,
daß ohne Frankreichs Mitarbeit keine Hoffnung auf poli
tiſche oder wirtſchaftliche Sicherheit in Europa beſtände.

Hoover gibt genaue Anweiſungen.
Präſident Hoover hat auf dem Kabelwege Staatsſekre-

kär Stimſon genaueſte Anweiſungen zugehen laſſen. Jm
Weißen Hauſe wird dazu erklärt, daß Staatsſekretär Stim-
ſon angewieſen worden iſt, ſeine Mitarbeit bei den Ver
handlungen lediglich auf wirtſchaftliche Fragen zu be
ſchränken.

Präſident Hoover hat auch den in Chicago auf Urlaub
befindlichen Botſchafter Dawes aufgefordert, unverzüglich
auf ſeinen Londoner Poſten zurückzukehren, um die Staats
ſekretäre Mellon und Stimſon bei den Verhandlungen zu
unterſtützen. Jm Weißen Hauſe macht man ſich anſchei
nend auf eine längere Dauer der Konferenz gefaßt.

Frankreichs geiſtloſes Echo.

Das polniſche Regierungsblatt, die „Gazeta Poryra“,
begrüßt wie auch die übrige Preſſe mit Freude und Ge
nugtuung die Bedingungen, die den deutſchen Miniſtern
in Paris zur Annahme vorgelegt werden ſollen. Das Blatt
bezeichnet dieſe Bedingungen als beſcheiden, weil ſie der
Not wendigkeit Rechnung tragen und darüber auch nicht
weiter hinausgehen. Der wichtigſte Punkt der Forderungen
ſei der nach univerſaler Sicherheit, zumal nur eine ſolche
den Frieden und die Ordnung in Europa zu garantieren
vermöge. Entſcheidend jedoch ſei nach Meinung des Blat-
tes, ob die Deutſchen auf dieſe Bedingungen auch wirklich
mit Ehrlichkeit eingehen würden. Das ſei in dieſem Falle
wichtiger als der Jnhalt ſelbſt.

Die Ankunft in Paris.
Die deutſchen Reichsminiſter trafen um 14.05 Uhr auf

dem Pariſer Nordbahnhof ein und wurden von den amk
lichen franzöſiſchen Perſönlichkeiken empfangen. Ekwa eine
halbe Stunde vor Ankunft des Nordexpreß krafen Laval,
Briand, Francois Poncet und Berkhelok ſowie der Polizei
präſident Chiappe auf dem polizeilich abgeriegelten Bahn-
ſteig ein, während von der deutſchen Botſchaft ſämkliche
Mitglieder mit dem Botſchaftsrat Forſter an der Spitze
erſchienen waren.

Auf dem für die Begrüßung freigelaſſenen Teil des
Bahnſteiges waren nur die amtlichen Perſönlichkeiten und
einige bevorzugte Preſſevertreter zugelaſſen. Als der Zug
einlief, verließen Reichskanzler Brüning und Dr. Curtius,
begleitet von Botſchafter von Hoeſch, ihren Wagen, worauf
die franzöſiſchen amtlichen Vertreter ihnen entgegenkamen
und ſie mit kurzem Händeſchütteln und den üblichen Worten
begrüßten. Offizielle Anſprachen wurden bei dieſer Ge
legenheit nicht gehalten. Nach dem Verlaſſen des Bahn-
ſteigs wurden die Miniſter dem Kreuzfeuer der Photo
graphen ausgeſetzt, während das Publikum fortgeſetzt
„Vive la France!“, „Vive la Paix!“ und „Vive Lavall“
ſchrie. Die Herren beſtiegen ihre Wagen und fuhren un
geſäumt zur deutſchen Botſchaft bzw. zu den franzöſiſchen
Amtsgebäuden.

Die erſten Höflichkeitsbeſuche.
Reichskanzler Brüning hat ſogleich nach ſeiner Ankunft

in Paris dem Miniſterpräſidenten Laval einen Beſuch ab
ne der bis 16.30 Uhr dauerte. Gleichzeitig ſuchte der

eichsaußenminiſter Curtius Briand auf. Um 16.30 Uhr
begann im Gebäude des Außenminiſteriums die erſte Zu
fammenkunft zwiſchen den deutſchen und den franzöſiſchen
Miniſtern. Die Unterredüung wurde um 19 Uhr abgeſchloſ
ſen, da die franzöſiſche Regierung noch gefſellſchaftlichen
Pflichten nachzukommen hatte



Parteien der Rechten an den Reichskanzler.
Namens der Fraktionsgemeinſchaft des Chriſtlich

Sozialen Volksdienſtes und der Konſervativen Volkspartei
haben die Abgeordneten Simpffendörfer und Graf Weſtarp
an den Reichskanzler vor ſeiner Abreiſe nach Paris folgen
den Brief gerichtet:

„Wir haben mit unſeren Stimmen die Einberufung des
Reichskages verhindern helfen und ſind bereit, Jhre
ſeitherige Politik weiterhin zu e Das iſt nur
möglich, wenn Sie, Herr Reichskanzler, in Paris die
demütigenden und entwürdigenden Forderungen, die
Sie dork zu erwarten ſcheinen, unbeugſam ablehnen
und insbeſondere jede Bindung der Handlungsfreiheit

für die Zukunft vermeiden.
Durch überſtürzte Entziehüng von mehreren Milliarden
kurzfriſtiger Kredite hat das Ausland die deutſche Wirt
ſchaft in eine Kataſtrophe geſtürzt, die auch für das Ausland
nicht ohne ſchädigende Folgen bleiben konnte. Wenn das
Ausland jetzt nicht bereit iſt, ohne entwürdigende Bedingun
gen einen Teil der entzogenen Kredite zurückzugeben, und
re in langfriſtiger Form, durch die eine Wiederholung

erartiger Kriſen vermieden wird, ſo muß das deutſche Volk
ſeine Lebenshaltung und ſeine Wirtſchaft auf die veränderte
Kapitalgrundlage einſtellen. Rückſichtnahme auf Schäden,
die dadurch dem Auslande erwachſen, iſt nicht mehr möglich.
Das deutſche Volk wird aber, davon ſind wir überzeugt,
unter tatkräftiger Führung die ſchweren Opfer, die damit
verbunden ſind, tragen und um ſeiner Freiheit willen in
Armut weiterarbeiten und kämpfen.

Nur eine Regierung, die eine derarkige Politik mit feſter
Hand nach innen und außen führt, wird von Beſtand
ſein können, die gegenwärtige Kriſe überwinden und

uns der Freiheit entgegenführen.“
Die Wirtſchaftspartei und das Landvolk haben ſich mit

Rückſicht auf den erſten Satz des Schreibens dieſem Schritt
nicht angeſchloſſen, pflichten ihm aber im ſonſtigen Jnhalt
voll bei. Desgleichen erklärt der Parteiführer der DVP.,
Dingeldey: „Die Erklärungen des Reichskanzlers und unſe
res Freundes Curtius in den letzten Tagen geben mir die
Sicherheit, daß ſie nichts ertragen und ſich zu nichts ver
pflichten werden, was gegen das Ehrgefühl, was gegen die
nationale und wirtſchaftliche Lebensfreiheit unſeres Volkes
ſich richtet.

Sollten ſich allerdings die von der franzöſiſchen Preſſe
veröffentlichten „Bedingungen“ als die Grundlage erweiſen,
auf der die franzöſiſchen Staatsmänner eine angebliche
„Verſtändigung“ uns ankragen wollen, ſo kann hier nur
die einzige Ankwork gegeben werden: Eine deutſche Regie
rung, die das unterſchreiben wollte, würde im ſelben Augen
blick die Grundlage ihrer Exiſtenz im deutſchen Volke ver
loren haben.

Franzöſiſcher 3ZweiMilliardenPlan.
Die Bedingungen für die Anleihe.

Paris 18. Juli
Die ganze franzöſiſche Preſſe erwartet mit Spannung

die Ankunft der deutſchen Miniſter. Inzwiſchen ergeht man
ſich in Mutmaßungen über die Beſchlüſſe des Miniſterrats
Dieſer ſoll Garantien als unumgängliche Vorbedingung für
die Hilfe für Deutſchland fordern. Nach der e des
„Excelſior“ beſteht der franzöſiſche Plan aus fünf Haupt
punkten, die ſich auf die franzöſiſche Hilfe und die verläng
ten Sicherheiten beziehen.

Die europäiſchen Großmächte und Amerika ſollen da
nach der BJ5 die für Deutſchland nokwendigen Kredite zur
Verfügung ſtellen. Dieſe ſoll ſie an die Reichsregierung wei
terleiten. Die Kredite ſollen durch die dauernden Einnah
men des Reiches (Zölle!) garantiert fein. Die Reichsregie
rung ſoll außerdem verpflichtet werden, während einer be
ſtimmten Zeit nichts zu kun, was „das Verkrauen unker
graben könne und geeignet ſei, den Markkurs zu ſchwächen.
Deutſchland ſoll dem Finanzausſchuß des Völkerbundes jähr
lich ſeinen Haushalt mitteilen einſchließlich der Haushalte
der Länder und Gemeinden

Das Blatt iſt der Anſicht, daß dieſe Bedingungen die
Würde und Ehre des Reiches nicht verletzen. Die Höhe ſei
ner Ausgaben feſtzuſetzen, bleibe Deutſchland vollkommen
unbenommen. Andere Blätter ſprechen davon, daß Deutſch
land zuerſt einen Kredit in Höhe von 500 Millionen Dollar
durch die Bank von Frankreich, die Federal Reſerve Bank
und die Bank von England zur Sicherung der Reichsmark
gewährt werden ſoll

Dieſer Kredit ſoll dann ſpäter in eine von Frankreich.
Englaänd, Amerika, Italien und Belgien gegebene An

leihe in derſelben Höhe umgewandelt werden.
Dieſe ſoll nach zehn Jahren zurückgezahlt werden. Ein Aus
ſchuß, der noch einzufetzen iſt, ſoll die Rückzahlung der An
leihe überwachen, die von der BJZ vermittelt wird.

Berlin ſagt: Keine Verhandlungsgrundlage.
Zu den in der franzöſiſchen Preſſe aufgeſtellten For

derungen an Deutſchland erklärt man in Berliner pol. ri
ſchen Kreiſen, vorläufig handele es ſich dabei lediglich un
franzöſiſche Preſſeäußerungen, die wohl allerdings unter
amtlichem Einfluß aufgeſtellt worden ſeien.

Es ſei anzunehmen, daß es ſich dabei um Maximalfor
derungen handele, die ja vor ſeder Konferenz aufgeſtellt za
werden pflegten. Sicher ſei es, daß es für die deutſchen Mi
niſter gar nicht in Frage komme, auf dieſer Grundlage
mit den Franzoſen zu verhandeln.

Die deutſch franzöſiſche Miniſterbeſprechung.

Miniſterpräſident Laval hat die Miniſter Flandin,
Maginot und Raynaud zu Beſprechungen empfangen, woran
ſich eine Konferenz Lavaäls mit Henderſon und Stimſon an
ſchloß. Letzteren Beſprechungen wohnte Finanzminiſter
Flandin ebenfalls bei. Es wurde folgende Verlautbarung

veröffentlicht:
Miniſterpräſident Laval hat den britiſchen und den

amerikaniſchen Außenminiſter über die bevorſtehende An
kunft Dr. Brünings und Dr. Curkius' in Paris informiert,
die für Sonnabendnachmitkag hier erwartet werden. Er
hat ihnen gleichzeitig Mitteilung über die Beratungen im
Miniſterrat hinſichtlich der Finänzkriſe in Deutſchland ge
machk. Laval hat im Anſchluß an dieſe Beſprechungen den
italieniſchen Botſchafter Manzoni empfangen. Zwiſchen den
deutſchen und den franzöſiſchen Miniſtern werden Sonn
abend um 16 Uhr Beſprechungen beginnen, an die ſich dann
die gemeinſame Konferenz anſchließt.

Aufgaben der Londoner Konferenz.

Engliſchen Preſſemeldungen zufolge wird ſich die Lon
doner Miniſterkonferenz mit den folgenden Fragen zu be
faſſen haben:

1. Gewährung von internationalen Krediten, Anleihen oder
ſonſtigen finanziellen Hilfsmaßnahmen für Deutſchland in gro
ßem Umfange unker Regierungsgaranktien und möglicherweiſe
unter den Auſpizien des Völkerbundes. 2. Finanzielle Garan

lien, die Deutſchland zu geben hal. 3. Fragen beſonderer inter
nationaler Zuſammenarbeit auf wirtſchaftlichem Gebiete, die ſie
nolwendigerweiſe aus der finanziellen Kriſe in Deutſchland un
Zenkraleuropa ergeben. 4. Politiſche Garankien, die Frankreich
von Deutſchland zu fordern ſcheint. Der Erfolg einer 2-Milliar
den Anleihe würde weſentlich von den geſtellten Bedingungen
abhängen. Deren wahre Natur würde män wohl aber erſt nach
der Konferenz zu erfahren bekommen.

Aus einem Bericht des „Daily Herald“ geht hervor,
daß bei der engliſchen Regierung die Sorgen um die wei
tere Entwicklung der Wirtſchafts und Finanzlage eine
weſentliche Rolle ſpielten, als ſie die Miniſterkonferenz
plötzlich einberief. Anſcheinend haben die Bankkreiſe einen
ſtarken Druck ausgeübt.

„Nation iſt Kampf“.
Reichsminiſter Treviranus zur politiſchen Lage.

Berlin, 19. Juli
Reichsminiſter Treviranus ſprach im Rundfunk zur

politiſchen Lage. Jm Verlauf ſeiner Ausführungen kündigte
der Miniſter an, daß ab Montag bis Donnerstag nächſter
Woche eine weitere Lockerung der Zahlungsüberweiſung
eintreten werde.

Es ſolle die Möglichkeit gegeben werden, Sparguthaben
bis zu 20 Mark käglich abzuheben. Von laufenden Konken
dürften bis 100 Mark, im Ueberweiſungsverkehr bis 2000
Mark und im engeren Kreiſe der Banken bis 15 000 Mark
erhoben werden. Ferner ſolle das Wechſelmorakorium ab

gebaut werden.
Weiter kündigte der Miniſter an, daß die Notverord

nung gegen Kapital- und Steuerflucht jedem genügend Zeit
zur Mitteilung an das Finanzamt und die Reichsbank ge
ben werde. Wer dieſe Friſt zur Anmeldung jedoch nicht
einhalte, werde rückſichtslos mit Zuchthaus, Gefängnis
ſtrafen und Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte be
ſtraft.

Ab Dienskag habe jeder beim Grenzüberkritt 100 Reichs
märk für jeden Paß, mit Ausnahme der Wanderar

beiter und des kleinen Grenzverkehrs zu zahlen.

Die Augen der ganzen Welt, ſo führte der Miniſter weiter
aus, ſeien jetzt auf die Männer gerichtet, die nach Paris fah
ren. Ein 65 MillionenVolk warte darauf, wieder in Frie
den ünd Freiheit zu leben. Die Opfer, die wir zu bringen
bereit ſeien, dürften jedoch nicht auf Koſten unſeres natio
nalen Stolzes gebracht werden. Die Reichsregierung habe
mit ihren jüngſten Notverordnungen nicht die Kapitalnot
beſeitigen können. Nur die ſtärkſten Stauungen ſeien ge
mildert worden.

Die Lockerungen würden planmäßig weiter verfolgt
werden. Der Beſtand der Wirtſchaft hänge davon ab,
daß die Sparer das Verkrauen haben, daß die Wirt

ſchaft ehrlich mit dieſem Gelde wirtſchafte.

Am Schluß ſeiner Ausführungen erklärte der Miniſter
daß man ſich durch den Erlaß der Tributlaſten nicht zu der
Meinung verführen laſſen dürfe, daß nun das goldene Zeit
alter begonnen habe. Schweres ſtehe noch bevor. Dringend
mahnte der Miniſter zur Einigkeit und Geſchloſſenheit.
Nation zu ſein, ſei kein Vergnügen, ſondern ein Kampf

Die Arbeitszeitverkürzung.
Bereitwilligkeit in Brauinduſtrie und verwandken Gewerben.

Berlin, 19. Juli.
In Verfolg der der Reichsregierung durch die Notver

ordnung vom 5. Juni 1931 verliehenen Ermächtigung zur
Verkürzung der Arbeitszeit fanden im Reichsarbeitsmini
ſterium am 15. und 17. Juli weiterhin Verhandlungen mit

dem Gaſtwirtsgewerbe und mit dem Braugewerbe ein
ſchließlich der Malzfabrikation ſtatt, um auch in dieſen Ge
werben die Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitneh
mer zu einer genauen Prüfung und Ausnutzung der vor
handenen

Möglichkeiten zur Arbeitszeitverkürzung unter mög
lichſter Neueinſtellung von Arbeitern zu veranlaſſen
und durch ein ſolches freiwilliges Vorgehen den Erlaß

einer Verordnang der Reichsregierung entbehrlich zu
machen.

In beiden Gewerben erklärten ſich die beiderſeitigen Ver
bände bereit, in die gewünſchte Prüfung einzutreten oder

in dieſem Sinne auf die angeſchloſſenen Ünterverbände ein
zuwirken Und dem Reichsarbeitsminiſterium innerhalb einer
angemeſſenen Friſt über das Ergebnis zu berichten. Jn
der Brauinduſtrie insbeſondere konnte feſtgeſtellt werden,
daß die Arbeitszeitverkürzung ſchon jetzt in zahlreichen Be
zirken durchgeführt oder in die Wege geleitet iſt.

Seeckts Werke als Lehrbücher.
Unberechkigte Benutzung in der Roken Armee.

Mosfkau, 19. Juli.
Der Kriegs und Revolutionsrat der Sowjetunion ha

beſchloſſen, die letzten Werke des ehemaligen Oberbefehls-
habers der deutſchen Reichswehr, des Generals von Seeckt,
in ruſſiſcher Sprache herauszugeben und ſie als Lehrbücher
für die geſamte Wehrmacht der Sowjetunion zu empfehlen.

Die Ausgabe dieſer Bücher erfolgt auf eine beſondere
Empfehlung des Kriegskommiſſars Woroſchilow und des
Chefs des ruſſiſchen Generalſtabes, Jegorow, die die Werke
des Generals von Seeckt als bedeutende Aufklärungswerke
über moderne Strategie bezeichnen

Die Frage, ob die Herausgabe der Werke des Generals
von Seeckt mit ſeiner Zuſtimmung erfolgt, iſt bisher nicht
zu klären geweſen. Da zwiſchen Deutſchland und der
Sowjetunion keine literariſche Konvention beſteht, wird be
häuptet, daß dieſe Werke ohne Erlaubnis des Generals von
Seeckt abgedruckt werden.

Angriffe gegen die Wehrmacht.
Berichterſtakkung über die Reichswehr.

Berlin, 19. Juli.
Der Ehef der Heeresleitung hat eine Verfügung her

ausgegeben über die Berichterſtattung bei beſonderen Vor
kommniſſen in der Reichswehr. Hierzu gehören insbeſondere
Vorfälle, die zu Angriffen gegen die Wehrmacht in Preſſe
und Parlament Anlaß geben können oder gegeben haben.
Es gehören dazu weiter Unglücksfälle durch Angehörige
oder Einrichtungen der Wehrmacht, Entſendung von Hilfs
kommandos u. a. bei inneren Unruhen, Todesfälle von
Offizieren, Mißhandlungsfälle, Unterſchlagungen, Gerichts
verfahren, in denen Offiziere als Beſchuldigte oder Zeugen
eine Rolle ſpielen und die Einleitung von Ehrenverfahren.

e von Elsbeth Bofchert e
20. Fortſetzung. Nachdruck verboten.

Da hatte ſie vor einem Jahr, ſogleich nachdem ihr erſter
Roman in die Welt gewandert war, bei einer ihrer frühe
ren Schülerinnen die Bekanntſchaft einer Dame gemacht,
die ſich bald durch die gleichen ſchriftſtelleriſchen Intereſſen
und gegenſeitiges Wohlgefallen, trotz des Alkersunter
ſchieds, zu feſter Freundſchaft entwickelte.

Frau Baurat Arnold war mit ihrem Gatten vor unge
fähr zwei Jahren nach Berlin gezogen. Sie war eine Frau
in den e arg liebenswürdig, voll Humor, dabei gut
mütig und anhänglich. Sie hatte nur einen großen Fehler,
ihre Schriftſtellerei.

Mäßig begabt, wenn überhaupt von einer Begabung
die Rede ſein konnte, von geringen, kaum nennenswerten
Erfolgen gekrönt, heftete ſie doch ihr ganzes Augenmerk
guf die Ausübung dieſes Berufes und vergaß darüber nicht
ſelten an ureigentlichen Beruf der Hausfrau und Gattin

uausDas brachte denn zuweilen Unfrieden in die ſonſt glück

liche Ehe und riß den Baurat hin, ſich mißliebig über
ſchriftftellernde Frauen zu äußern. Glücklicherweiſe waren
Se und Töchter erwachſen, verheiratet und außer dem
Hauſe.

Jſa hütete ſich wohl, einen m in die ſchriftſtelle
riſchen Leiſtungen Frau Arnolds zu ſetzen oder gar zu zei
gen; dazu war dieſe ihr viel zu lieb. Auch gab ihr die
erfahrene Frau viel Anregung zu eigenem Schaffen Sie
wußte ſo viele intereſſante Geſchichten aus der et
die We Beobachtung und ausgezeichnete Menſchenkennt
nis verrieten, zu erzählen, das hätte keinen geringen Wert
für Jſa, wenn ſie auch häufig erſt das Gold von der Schlacke
wie mußte.

Dieſe Schlacken waren kleine Skandalgeſchichten, die ſte
ß ir in den Kau
Aberreich war.

fnehmen mußte und daran Frau Arnold

den verſchiedenſten Geſellſchaftskreiſen Beſcheid; ſie kannte

enden Zwiſtigkeiten, unglücklichen Ehen und dergleichen
mehr zu erzählen. And das tat ſie nicht etwa aus bös
williger Verleumdungsſucht, ſondern aus einem Wohlge
fallen und Teilnahme daran.

Jſa blieb anſcheinend immer die geduldige Zuhörerin
und wußte doch nachher oft nicht mehr zu ſagen, was ſie
alles gehört hatte.

Nur einmal wurde ſie aufmerkſam als aus dem Munde
Frau Arnolds der Name Bruchhauſen fiel.

Frau Arnold hatte, trotzdem ſie überall orientiert war,
doch keine Ahnung, in welchen Beziehungen dieſer zu Jſa
geſtanden und welcher Roman ſich einſt in dem Leben ihrer
jungen, berühmten Kollegin abgeſpielt hatte. Dazu lag
die Zeit zu weit zurück. Auch war ſie in den Kreiſen, die
einſt Jſas Verkehr gebildet hatten, weniger bekannt.

Sie hatte den Regierungsbauinſpektor Bruchhauſen,
wie er jetzt tituliert wurde, auf einem jener Wohltätigkeits
bazare, wie ſie die vornehme Geſellſchaft alljährlich um die
Weihnachtszeit zu veranſtalten pflegt, kennen gelernt.

Zu ihrem Leidweſen blieb es jedoch bei dieſer flüchtigen
Bekanntſchaft, es fand ſich nie mehr Gelegenheit, ſich ihm zu
nähern. Das bedauerte ſie umſomehr, als man ſich aller
hand intereſſante Geſchichten von ihm zu erzählen wußte,
zu denen auch diejenige gehörte, wie er zu ſeiner fungen,
ſchönen und fremdländiſchen Braut gekommen war. Frau
Arnold hatte auch dieſe kennen gelernt; ſie war ja der Mit
telpunkt des Feſtes geweſen, dem ſich die Hauptaufmerkſam
keit zugewandt hatte. Sie verkaufte an einer Bude Wein,
und dieſe Bude war ſo belagert, daß es Frau Arnold ſchwer
geworden war, durchzudringen, um dieſe Frau zu ſehen.

und ihr erzählt, daß Bruchhauſen ſeine Braut vor vier
er auf einem ähnlichen Bazar kennen gelernt habe.

ort hatte ſie, eine Jtalienerin aus Mailand ſie weilte
bei Verwandten in Berlin zum Beſuch in der National-

S tracht ihres Landes Orangen und andere Südfrüchte, lowte

Obgleich erſt zwei Jahre in Berlin, wußte ſie doch in

gen Familiengeſchichten auswendig, wußte von haarſträu

Ein guter Bekannter hatte dann ihre Neugier befriedigt

den feurigen Chianti und Aſti ſpumante verkauft. Jhre
Bude war damals, wie auch heute, von Landsleuten und
Deutſchen umlagert geweſen, und man hatte um einen Blick
aus den dunklen, feurigen Augen, um ein melodiſches „Gra
Se von ihren ſchwellenden Lippen, Unſummen für die

ohltätigkeit geopfert.
Bruchhauſen war einer der eifrigſten Belagerer geweſen.

Die Schönheit Charlotta Ferraris hatte ihn berauſcht, wie
der feurige Wein, den ſie ihm mit zauberhaftem Lächeln
kredenzte. Seitdem war er ihr nachgegangen, und ſchließ
lich wären ſie ein Brautpaar geworden.

So hatte Frau Arnold es gehört und mit allerhand
Ausſchmückung Jſa erzählt. Jſa hatte ruhig zugehört, ohne
mit der Wimper zu zucken. Das einzige, was ſie dabei emp
fand, war der Wunſch, daß die junge Dame nie erfahren
möchte was ſie einſt erfahren mußte: Enttäuſchung über
Bruchhauſens Charakter.

Weiter würde ſie ſich mit dem Schickſal Bruchhauſens
nicht beſchäftigt haben, wenn Frau Arnold ſie nicht hin und
wieder daran erinnert hätte. Das Thema Bruchhauſen
ſchien eine Schwäche bei dieſer geworden zu ſein; ſie kam
nicht los davon.

„Denken Sie nur,“ ſagte ſie einmal ganz angeregt,
„was ich in Erfahrung gebracht habe: Bruchhauſen ſoll ein
echter Lebemann geweſen ſein, und deshalb ſoll im ſeine
erſte Braut den Abſchied gegeben haben.

Jſa war leicht zuſammengezuckt und hatte die Erzähle
rin forſchend angeblickt, doch als Frau Arnold harmlos
weiter erzählte und in nichts verriet, daß ſie die erſte Braut
kannte wurde ſie wieder ruhiger, und doch hätte ſie ſich
am liebſten beide Ohren zuhalten mögen, um nicht die ge
nauen Einzelheiten von Frau Arnolds Schilderung anhören
zu müſſen.

Glücklicherweiſe waren ihre Gedanken von Berufsan
gelegenheiten und der bevorſtehenden Reiſe ſo in Anſpruch
et daß darüber alles andere bald in Vergeſſen

it geriet
(Fortſetzung folgt.



Der Chef der Heeresleitung hält die Berichterſtaktung
über dieſe Vorkommniſſe für notwendig, damit die
Oeffentlichkeit ſofort über den 77 Sachverhalt un
kerrichktet und eine falſche Darſtellung richtiggeſtellt

werden kann.
Die erſte Meldung erfolgt durch den Standortälteſten oder
durch den Truppenteil an den Reichswehrminiſter und an
den Wehrkreiskommandeur, in deſſen Bereich ſich der Vor
fall ereignet hat. Die Uebermittlung hat durch Brieftele
gramm zu geſchehen, in dringenden Fällen durch Tele
gramm und ausnahmsvweiſe fernmündlich.

Kennzeichnung des Brotgewichts.
Jnkrafttreten der Verordnung am 15. Auguſt 1931.

Berlin, 18. Juli
Durch die Notverordnung vom 5. Juni 1931 haben de

Beſtimmungen des Brotgeſetzes über die Herſtellung von
Roggenbrot nach feſtem Gewicht und über die Angabe des
Brotgewichts eine neue Faſſung erhalten. Jn n hier
von hat der Reichsminiſter für Ernährung und andwirt

ſchaft mit Zuſtimmung des Reichsrates die erforderliche Aus
führungsverordnung erlaſſen.

Dieſe „Verordnung über die Angabe des Brotgewichts“,
die mit dem 15. Auguſt 1931 in Kraft tkritt, ſchreibt im we

vor, daß das Brotgewicht auf dem ungeteilken
rote in Gramm oder Kilogramm leicht erkennbar auf der

Kruſte (Rinde) durch Eindrücken eines Stempels in die
Oberfläche des Teiges oder durch feſte Anbringung einer
Papiermarke oder auf einer Banderole anzugeben iſt.

Jſt das Brot in einer Umhüllung verpackt, ſo iſt es
erforderlich aber auch genügend, wenn die Gewichtsangabe
leicht erkennbar auf der Umhüllung angebracht iſt. Um den
Uebergang zu erleichtern, iſt ferner noch vorgeſehen, daß
bei dem in einer Umhüllung verpackten. Brot bis zum 1.Ok-
tober 1931 die Angabe des Gewichts auf der Kruſte (Rinde
ausreichend iſt.

Im übrigen wird von ſeiten der Landvolkparkei mitge-
keilt, daß die deutſche Landwirtſchaft trotz ihrer Noklage auch
heute imſtande ſei, die Ernährung des Volkes, auf die es
jetzt in erſter Linie ankommtk, ſicherzuſtellen. Es ſei aber
auch Ehrenpflicht des Verbrauchers, nur deutſche Erzeug-
niſſe zu verwenden.

Deutſche Tagesſchau.
Berliner Börſe bleibt bis auf weikeres geſchloſſen.

Der Berliner Börſenvorſtand hat am Sonnabendmittag be
ſchloſſen, mit Rückſicht auf die Beſchränkungen des Zahlungsver
Kehrs die Eröffnung der Berliner Wertpapier- und Metallbörſe
vorläufig auszuſetzen. Sobald der Zahlungsverkehr es geſtattet,
wird über die Wiedereröffnung Beſchluß gefaßt werden. Die Pro
duktenbörſe ſoll in dem bisherigen beſchränkten Umfange tätig

bleiben.
Vierzehntägige Gehaltszahlung?

Zu der Meldung, daß geplant ſei, die Beamtengehälter vor
übergehend vierzehntägig zu zahlen, erfahren wir, daß dieſer Ge
danke allerdings bei den zuſtändigen Miniſterien erwogen wird.
Ob er durchgeführt wird, dürfte ſich erſt nach Abſchluß der Pariſer
und Londoner Verhandlungen entſcheiden, wenn die finanzielle
Lage ſich beſſer überſehen läßt.

Keine kaliforniſchen Früchte mehr für Deutſchland
Die ſchwierige Wirtſchaftslage Deutſchlands hat ſich nunmehr

auch auf den Fruchthandel der engliſchen Dominien ausgewirkt.
Es wird berichtet, daß Früchte im Werte von 2 Millionen RM,
die aus Neuſeeland und Kalifornien nach Deutſchland verſchifft
werden ſollen, nach London übergeleitet würden, weil Deutſchland
ſie nicht bezahlen könnte. An dem Londoner Fruchtmarkt von
Covent Garden hat dieſe Mitteilung erhebliche Beſorgnis ausge
löſt, da der Markt ſchon mit Früchten überſchwemmt iſt.

Die Ausſchreitungen im Reich.
Zuſammenſtöße vor der Kieler Univerſität.

Vor der Univerſität Kiel kam es zu Schlägereten
zwiſchen politiſchen Gegnern. Von ſozialdemokratiſcher
Seite waren Flügblätter gegen die Nationalſozialiſten vorder Freitreppe der Unwerſttat verteilt worden. Natio
nalſozialiſtiſche Studenten verſuchten, die Gegner zu ver
treiben. Es entwickelte ſich eine Schlägerei. Das Ueber-
fallkommando brachte die Gegner auseinander.

Wieder Feuergefecht in Gelſenkirchen.
In verſchiedenen Straßen Gelſenkirchens kam es er

neut zu wiederholten Zuſammenſtößen zwiſchen der Poli
zei und Kommuniſten. Die Polizei wurde beſchoſſen und
erwiderte das Feuer. Von der Polizei wurde eine ener
giſche Säuberungsaktion vorgenommen. Einer der Auf
rührer erlitt einen Bauchſchüß, ein anderer einen Knie
ſchuß und ein dritter einen Armſchuß. Die Verletzung
gen der beiden erſteren ſind lebensgefährlich. Jnsgeſamt
wurden in der Nacht 33 Perſonen feſtgenommen. Dank
dem energiſchen Vorgehen der von zahlreichen Beamten
der Kriminalpolizei unterſtützten Schutzpoligei war die
Ruhe gegen 1 Uhr vollſtändig wiederhergeſtellt. Der bei
den Ausſchreitungen in Gelſenkirchen entſtandene Sach-
ſchaden, der durch Zertrümmerung der Schaufenſter und
vernichtete Dekorationen uſw. hervorgerufen iſt, iſt von
den betroffenen Geſchäftsinhabern auf insgeſamt 21 000
RM angegeben worden.

Tränengasbomben in Koblenz
In der Kaſtorſtraße in Koblenz, wo ſchon in den letz

ten Nächten kommuniſtiſche Ausſchreitungen ſtattgefunden
hatten, kam es verſchiedentlich zu Anſammlungen. Die
Polizei riegelte die Straße und die angrenzenden Stra
ßenzüge ab und zerſtreute, um Ausſchreitungen vorzu
beugen, die Zuſammenrottungen mit Tränengasbomben.

AuslandsRundſchau.
Monkag und Dienstag noch Bankfeierkage in Danzig.
Die noch immer ungeklärte Lage in Deutſchland hat den

Danziger Senat veranlaßt, die Bankfeiertage auch noch auf Mon
tag und Dienstag auszudehnen, ſo daß die rechtlichen und wirt
ſchaftlichen Wirkungen der Bankfeiertage noch andauern. Um aber
den Geldumlauf allmählich wieder in normale Wege zu leiten,
legt die neue Verordnung des Danziger Senats den Banken und
Kaſſen die Verpflichtung auf, ihre Schalter mindeſtens in der Zeit
von 10 bis 13 Uhr geöffnet zu halten und in dieſer Zeit zur Auf
rechterhaltung des Bank und Sparkaſſenverkehrs Aufträge ent
gegenzunehmen, deren Ausführung keine Verfügung über be
ſtehende Guthaben bedingt.

den kleinen Ort ſchwer treffen, auf eine

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 20. Juli 1931

Geſtern nachmittag 6 Uhr überfuhr ein von Lubaſt
kommender Perſonenkraftwagen (Beſitzer Milchhändler Paul
Thiemichen aus Leipzig) die infolge der Straßenpflaſterung
an der Faßfabrik aufgeſtellte Sperrplanke. Hinter derſelben
befanden ſich Frau Rothe mit ihren 4 und 28 Jahre
alten Kindern und die Tochter Helene des Händlers Fritz
Koppiſch. Jnfolge der hohen Geſchwindigkeit, konnte der
Führer den Wagen nicht mehr zum Halten bringen. Ueber
fahren wurden daher Helene Koppiſch, die einen Schlüſſel
beinbruch, Kopfverletzungen mit Blutergüſſen, Verſtauchung
des rechten Fußes und zahlreiche Hautabſchürfungen erlitt,
ebenſo wurde das 2 Jahre alt Kind Anite Rothe von
dem Wagen noch erfaßt, wodurch es eine Quetſchung des
rechten Fußes davontrug. Die Schuld trifft den Fahrer,
der die auf mindeſtens 60 Meter ſichtbare Straßenſperrung
überſah, zum anderen hätte er ſowieſo die Geſchwindigkeit
in der erkenntlichen Kurve herabmindern müſſen.

Die Roggenernte iſt nun auch in unſerer Gegend
im Gange, macht aber bei dem „feuchten“ Wetter nur
wenig Fortſchritte. Bei nur einigen Stunden „trockenem“
Wetter ſieht man den Landwirt mit der Senſe in der Hand
Roggen mähen und gleich hinterher die Garben in Puppen
ſtellen, da er zu jeder Stunde faſt mit Regen rechnen muß.
Von der Mähmaſchine kann leider des vielen Lagergetreides
wegen nicht immer Gebrauch gemacht werden und dann
meiſt nur „einſeitig“, ſodaß die Ernte viele mühſame Arbeit
bereiten wird. Hoffentlich beſſert ſich die Wetterlage in
Kürze, damit die faſt überall gut ſtehende Ernte trocken
geborgen werden kann und der Landwirt nicht zuſehen muß,
wie das Getreide auf dem Felde verdirbt zu ſeinem
Schaden und nicht zuletzt zum Schaden der Allgemeinheit.

Düben. (Beurlaubt.) Bürgermeiſter Zaſtrow hat einen
30tägigen Urlaub angetreten. Die Geſchäfte der Stadt
verwaltung führt in ſeiner Vertretung Beigeordneter E.
Rauſch. Z. wurde kürzlich vom Schöffengericht in Torgau
zu einem Monat Gefängnis mit Bewährungsfriſt verurteilt
weil er ſich bei einem Leipziger Juwelier einen Brillant
ring für 1100 RM. gekauft hatte und denſelben nicht be
zahlen konnte.

Schmiedeberg, 17. Juli. (Kein neuer Schulrat.) Die
durch den Weggang des Schulrates Schuhmacherfreigewordene
Schulratsſtelle wird nicht wieder beſetzt. Der Schulaufſichts
bezirk Schmiedeberg ſoll anderen Bezirken zugeteil werden.

Stellungnahme des Mitteldeutſchen Handwerkerbundes.
Der geſchäftsführende Vorſtand des Mitteldeutſchen

Handwerkerbundes nahm eingehend Stellung zur allgemei
nen Lage und zu den Notmaßnahmen der letzten Tage in
ihren Auswirküngen auf die mitteldeutſche Wirtſchaft von
Handwerk und Gewerbe. Dieſe großen Schichten des Mittel
ſtandes, bei denen es ſich um Millionen von Menſchen und
Milliarden von Mark volks wirtſchaftlicher Werte handelt,
werden gleichfalls auf das ſchwerſte durch die kataſtrophale
Kriſe in Mitleidenſchaft gezogen. Mit Befremden ſtellt daher
der Vorſtand feſt, daß der Mittelſtand, deſſen große Bedeu
tung für Staat und Wirtſchaft angeſichts der großkapitaliſti
ſchen Zuſammenbrüche der letzten Zeit beſonders offenkundig
droht iſt, bei der Erörterung und Durchführung der

okmaßnahmen nicht die entſprechende Würdigung erfahren
hat, vielmehr die Lage und die Bedürfniſſe der Großwirt-andigen bei dieſen Verordnungen im

ſchaft und der Unſelb
Vordergrund ſtehen.

Mit aller Entſchiedenheit fordert u. a. der Vorſtand,
daß bei dem beſchränkten Zahlungsverkehr der Banken un
verzüglich die Möglichkeiten geſchaffen werden, daß auch die
Selbſtändigen in Handwerk und Gewerbe ihren dringendſten
Bedürfniſſen nachkommen können.

Der Vorſtand wendet ſich weiter mit einem dringenden
Appell an die geſamke Auftragsgeberſchaft von Handwerk
und Gewerbe, an die private wie auch beſonders an die
öffentliche, im Rahmen der Möglichkeiten Zahlungen für ge
leiſtete Aufträge und Arbeiten durchzuführen und nicht ein
ſeitig zu ſperren, und erhebt die Forderung an alle verant
vortlichen Stellen, gerade in der gegenwärtigen Notkriſe in
ihren Beratungen und Maßnahmen die Erhaltung der Be
kriebe des Handwerks und Gewerbes einzuſchließen und die
überparteiliche Stellung einzunehmen, die erforderlich iſt, um
die Geſamtwirtſchaft und nicht nur einzelne Teile zu erhalten.

In der Sitzung wurde ſchließlich hervorgehoben, daß
eine Anderung des gegenwärtigen Zuſtandes im Sinne einer
Wiedergeſundung nur durch eine Beſeitigung der unſinni
gen Beſtimmungen der Friedensdiktate und Reviſion der
anerträglichen Tributverpflichtungen nach Außen und grund
ſätzliche Umkehr in der Wirtſchafts, Finanz- und Sozial
politik im Jnnern erreicht werden kann. r aller Empö
rung, die berechtigt iſt, weil alle Warnungen der Wirtſchaft
in den letzken Jahren nichts genutzt haben, war ſich der Vor
ſtand darüber einig, daß allein Beſonnenheit der Weg iſt,
der aus der Kakaſtrophe herausführen kann.

Feierſchichten bei Mansfeld.

Eisleben. Mit Rückſicht auf den Preistiefſtand und die
ungewöhnlichen Abſatzſchwierigkeiten auf den Metallmarkt
hat ſich die Mansfeld A.-G., wie WTB. Handelsdienſt hört,
veranlaßt geſehen, in den Kupfer erzeugenden Betrieben
Feierſchichten einzulegen. Der Betrieb geht im übrigen un
geſtört weiter. Zweck der Maßnahme iſt, die ſonſt notwen-
digen Entlaſſungen zu vermeiden.

Guksarbeiker gekündigk.
Unfebürg. Der neue Pächter der hieſigen Domäne hat

ſofort nach Ubernahme des Gutes zahlreichen Arbeitern ge
kündigt. Man nimmt an, daß die Kündigungen, die natürlich

ilung der Domäne
zurückzuführen ſind.

Räkſelhaftes Verſchwinden eines Sparkaſſenrendanken.
Schwanebeck bei Halberſtadt. Seit Dienstag wird der

Kendant der Spar und Darlehnskaſſe in Schwanebeck,
der 69 Jahre alte Fritz Hildebrandt, vermißt. Sein
Verſchwinden iſt völlig ünerklärlich. Eine Prüfung der Kaſſe
ergab keinerlei Unregelmäßigkeiten.

Den Händwerksmeiſter hat man vergeſſen!
Dresdenen. Vom Landesausſchüß des Sächſiſchen Hand

werks wird mitgeteilt: Die beiden Verordnungen über die
Wiederaufnahme des Zahlungsverkehrs näch den Bankfeier
tagen ſtellen wohl die Barauszahlüngen bei den Banken
für Löhne, Gehälter, Unterſtützüngen, eVrſicherungsleiſtün
gen und Steuern ſicher, haben aber ganz den ſelbſtändigen
Handwerksmeiſter vergeſſen, der heute vielfach nur noch
allein im Betriebe arbeitet und in deſſen Umſatz zum großen

Teil eigener Arbeitslohn ſteckt. Die Banken lehnen die Aus
zahlung von Guthaben an Handwerksmeiſter für eigenen
verdienten Lohn ab und können nach der Verordnung auch
keine Auszahlungen leiſten, wenn der Handwerker zum
eigenen Lebensunterhalt Abhebungen machen will. Man
hat alſo buchſtäblich vergeſſen, daß der ſelbſtändige Hand
werksmeiſter auch noch ein Recht auf das Leben hat. Der
Landesausſchuß des Sächſiſchen Handwerks hat daher fol
gendes Telegramm an den Reichskanzler geſandt:

Reichskanzler Dr. Brünin g Berlin. Bitten dringend
um Verordnung, daß Handwerksmeiſtern und Gewerbe
treibenden Bankauszahlung von Geldern ermöglicht wird,
ſoweit ſie verdienter Lohn im eigenen Betriebe ſind und ſo
weit ſie zur eigenen Lebensführung gebraucht werden.

Halberſtadk. Am Freitag nachmittag fanden auf beiden
Märkten Zuſammenſtöße zwiſchen einer kommuniſtiſchen
Muſikkapelle und der Schupo ſtatt. Die Kommuniſten, die
den Anweiſungen der Schupo nicht Folge leiſteten, wurden

ewaltſam zurückgedrängt. Bei dem Handgemenge trug der
ührer der Kommuniſten, Roſe, erhebliche Kopfverletzun

gen davon. Er wurde bewußtlos ins Krankenhaus einge
liefert. Die Polizei riegelte die Märkte ab und ſäuberte ſie.
Die Ruhe iſt wieder hergeſtellt

Er wollte das Rathaus in die Luft ſprengen.

Weſteregeln. Wie wir bereits mitteilten, wurde vor
kängerer Zeit durch wiederholte Drohbriefe angekündigt, daß
das Rathaus in Weſteregeln nicht nur abgebrannt, ſondern
ſogar in die Luft geſprengt werden ſollte. Leider gelang es
damals nicht, den Schreiber dieſer Zeilen feſtzuſtellen. Nach
eingehenden Unterſuchungen wurde jetzt als Schreiber der
Drohbriefe der 20jährige frühere Kaſſengehilfe Karl An
necke ermittelt. Das Halberſtädter Schöffengericht verur
teilte ihn zu einem Monat Gefängnis.

Tagewerben (Kr. Weißenfels). Vor dem Weißenfelſer
Schöffengericht hatte ein Büreaugehilfe aus Tage
werben, der in den Jahren 1924——-1928 die Gemeinde
kaſſe verwaltete, wegen Unterſchlagung zu verant
worten. Der Fehlbetrag, der bei einer Reviſion im Jahre
1928 feſtgeſtellt wurde, belief ſich auf rund 8 500 Mark.
Das Gericht konnte ſich jedoch nicht überzeugen, daß der
Angeklagte die Summe an ſich genommen hat, ſondern hieltes für möglich, daß infolge des mee Zuſtandes
der Buchführung, wie er jahrelang von der Gemeinde ge
duldet wurde, der Fehlbetrag nach und nach entſtanden iſt.
Es erkannte auf Freiſpruch.

Weimar. Jn einem Aufruf des Thüringer Stahlhelms
zur politiſchen Lage wird auf die Verſchärfung des Kampfes
inerhalb des nationalen Lager nach dem Sturz der thüringi
ſchen Rechtsregierüng hingewieſen. Während unſelige Zer
ſplitterung die Stoßkraft der nationalen Bevölkerung Thü-
ringens zerſchlage, bereiteten ſich infolge der Politik im
Reich und in Preußen und der dadurch bedingten wirtſchaft
lichen Kataſtrophe Ereigniſſe vor, die zur Zertrümmerungvon Staat und Wirtſchaſt und zur Vernichtung unſeres Vol
kes führen könnten. Die Stellung des Stahlheim außerhalb

des Parlaments werde ſyſtematiſch ausgebaut um den Ent
ſcheidungskampf zwiſchen Nationalismus einerſeits, Marxis
mus und Bolſchewismus anderſeits zu beſtehen. Der Natio
nalismus umfaſſe die graue Front des Stahlhelms, die
braune des Nationalſozialismus und die grüne des boden
tändigen erdverbundenen Landvolkes.
Deshalb werde gerade jetzt die W nnn l daß

alle die Perſönlichkeiten der politiſchen nationalen ewegung
zu enkfernen ſind, die es in de nicht laſſen können,
wegen vorangegangener Dinge dauernd berechtigte und un
berechtigke Vorwürfe in gehäſſiger Weiſe gegeneinander zu
erheben und damit in verblendekem Parkeiegoismus den Weg
zur Freiheit gefährden, anſtakt endlich Burgfrieden zu
ſchließen und ſich zum gemeinſamen Kampf zufammenzufin
den. Wer die Einigkeit der nationalen Front jetzt verhinderk,
ſei ein Verräter am Vaterland. Jhm gelte leidenſchaftlicher,
erbitkerter Kampf!

X. TOeffentliche Sitzung der Stadtverordneten
am 17. Juli 1931.

Anweſend ſind 4 Magiſtratsmitglieder und 12 Stadt
verordnete. (Die Zuhörertribüne war diesmal weniger
ſtark beſetzt, wohl eine Folge der Kartenausgabe für die
Zuhörer. Jeder Stadtverordnete kann über zwei Einlaß
karten verfügen.)

1. Genehmigung der letzten Niederſchrift, dieſe wird
ohne Einwendungen ausgeſprochen

2. Kenntnisnahmen von a) Zuſtimmung des Bezirks
ausſchuſſes zu den Kommunalſteuerzuſchlägen, b) der Be
willigung von 630,86 RM. Beihilfe zu den Koſten der
Berufsſchule durch den Kreisausſchuß. Die geſamten Koſten
für die Berufsſchule belaufen ſich auf 2261,63 Rm. c) von
einem Dankſchreiben des landwirtſchaftlichen Hausfrauen
Vereins für den Kreis Wittenberg für die gewährte Unter
ſtützung beim Haushaltungskurſus.

3. Ankauf eines Zuchtbullen, Der bisherige iſt an den
Fleiſchermeiſter Schneider zu Schlachtzwecken für 510 Rm.
verkauft; der neue koſtet 444RM. und iſt vom Landwirt
Otto Schulze gekauft. Sen. Beſigk erklärt hierzu daß der
Magiſtrat von dem Standpunkt ausging, den alten Bullen
in Kemberg ſchlachten und das Geld für den neuen
Kemberger Züchtern zukommen zu laſſen.

4. Obſtverpachtungen. Die Verſammlung erteilt den
Bietern die Zuſchläge.

5. Anlegung eines Bürgerſteiges in der Leipziger Straße.
Stv.V. Ludley bemerkt hierzu, daß die 1927 bewilligte
Beihilfe zum zweiten Male vom Landesbaurat verſagt
wurde, weil die Pflaſterung nicht nach dem Koſtenanſchlag
von 1927 ausgeführt wird. Sie ſoll gewährt werden,
wenn die Fahrbahn verbreitert, der Untergrund verbeſſert
und die Kiesſchüttung niedriger gemacht wird. Provinz
und Kreis haben die Beihilfen in Ausſicht geſtellt wenn
die Forderungen des Landesbaurates erfüllt werden. Zur
Abſtellung dieſer Beanſtandungen wird das Steinmaterial
aus der Leipziger Straße gebraucht. Bei dieſer Gelegen
heit ſoll ein Bürgerſteig mitgepflaſtert werden. In der
Ausſprache bemängeln die Stv. Knak und Raeke das zur
Pflaſterung vorgeſehene Steinmaterial. Sie ſind für die
Pflaſterung, erkennen aber das eigenmächtige Vorgehen
des Magiſtrats bei der Steinbeſtellung nicht an, die Stadt
verordneten ſollen bei derartigen Objekten um ihre Meinunggefragt werden; derſelben Anſicht iſt auch St. Jaetkel

Beigeordneter Kolbe erklärt dazu, daß der Magiſtrat das
handelsübliche Material gekauft habe, was Senator Schäfer
an Hand von Muſtern nachweiſt.



Während dieſer Ausſprache erſchienen im Sitzungsſaal
Polizeihauptwachtmeiſter Schneeweiß und Oberlandjäger
Müller. Stv. Richter bemerkt dies und proteſtiert gegen
die Tagung unter Polizeiaufſicht und wünſcht zu wiſſen,
wer den Polizeiſchutz angefordert hat. Stv.V. Ludley er
klärt hierzu, daß er es nach den Vorgängen bei den letzten
Sitzungen für erforderlich gehalten habe und ſtellt an die
Verſammlung die Anfrage, ob er recht gehandelt habe.
Stv. Knak beſtätigt dem Vorſteher, daß er ganz korrekt
gehandelt hat.

In der Weiterberatung ſtellt Stv. Knak den Antrag,
ein Stück Bürgerſteig pflaſtern zu laſſen, damit ſich die
Stv. von dem Ausfall der Pflaſterung überzeugen können.
Mit 7 Stimmen wird die Vorlage angenommen.

6. Schülumbau. Stv.V. Ludley führt aus, daß der
Plan der Regierung ja eigentlich ein vollſtändiger Neubau
geweſen ſei, gegen den ſich Kemberg immer geſträubt habe,

weil nicht genügend Mittel vorhanden ſeien. Dann ſei
der Plan aufgetaucht, die jetzige Schule abſchnittweiſe um
zubauen. Auch dieſer Plan ließ ſich nicht durchführen,
Es iſt nunmehr beabſichtigt, die Schule in einem Zuge
umzubauen, vorausgeſetzt, daß die Regierung den erforder
lichen Zuſchuß gibt. Der Umbau verurſacht ungefähr
50000 RM Koſten. Stv. Knak glaubt nicht, daß es mit
dem Umbau ſo ſchnell gehen wird. Zu begrüßen ſei der
Plan ſehr, gebe er doch die Möglichkeit, Arbeitsloſe unter
zu bringen Stv. Gärtner warnt, mit den Tauſenden ſo
herumzuſchmeißen. Der Bau hätte bis zum nächſten Jahre
Zeit. Stv. Jaeckel ſtimmt dieſen Ausführungen nicht zu.
Er wünſcht, daß gebaut wird, wer weiß, wie es im nächſten
Jahre mit unſerem Geld ausſieht. Stv. Knak ermahnt,
in dieſer Frage die Ruhe zu bewahren. Es ſei dies ein
Mittel, mit dem die radikalen Parteien gar zu gern krebſen
gingen. Zu derartigen Befürchtungen liegt kein Grund vor.

Bei dieſer Gelegenheit nimmt Stv. Ludwig das Wort
und erklärt, daß im ganzen nur 114000 RM auf dem
Sparbuch ſtehen. Als fürſorglicher Hausvater hätte Bürger
meiſter Dietze aber auch mitteilen müſſen, daß die Stadt
noch 53000 RM Schulden hat, (früher aufgenommene
Darlehen für Pflaſterungen). Vom kaufmänniſchen Stand
punkt aus ſei es nicht korrekt geweſen. Notwendig ſei es,
daß bei der Haushaltberatung auch eine Aufſtellung der
Vermögensobjekte der Stadt ſowie der Schulden erfolge.
Dann bedauerte er, daß die Leipziger Straße nicht ſchon
1927 gebaut worden ſei, als die Beihilfen bewilligt waren.

Die Verſammlung iſt im Prinzip mit dem Umbau
einverſtanden, wenn die Regierung die Beihilfen gewährt.

7. Stv. Quinque bittet, dem Deichverband eine Beihilfe
für die Regulierung des Fliets zu gewähren. Die Ver
ſammlung erklärt ſich im Prinzip mit der Bewilligung
einverſtanden, ohne eine Summe zunächſt feſtzulegen.

8. Der für die geſchloſſene Sitzung vorgeſehene Punkt
wird öffentlich verhandelt. t
aus Grundſtücksverkäufen im Jahre 1924 6935 RM er
löſt wurden. Dieſe Summe ſei wieder als Vermögens
wert feſt anzulegen. Die Verſammlung gibt die Zuſtimmung

9. Beigeordneter Kolbe erbittet die Ermächtigung, in
Niemitz die Abortanlagen zu erweitern, da dieſe ſich als

Der Magiſtrat teilt mit, daß

zu wenig erwieſen. Die Verſammlung iſt damit einver
ſtanden, ebenſo mit der Anbringung einer Dachrinne am
Gebäude Töpferſtraße 3.

10. Stv. Hamann empfiehlt, die von der Stadt auf
genommenen Darlehen zurückzuzahlen, da die Verzinſung
eine höhere iſt, als die Stadt für ihr Guthaben bekommt.
Beigeordneter Kolbe biktet, die ganze Angelegenheit zurück
zuſtellen. Stv. Ludwig hält es für richtig, wenn die nach
träglich bewilligten Beihilfen zur Abdeckung der Darlehen
verwendet würden. Stv. Richter iſt der Anſicht, daß es
ratſam ſei, einen Finanzausſchuß zu wählen. Stv. Hamann
empfindet es als Vorſpiegelung falſcher Tatſachen, wenn
auf der einen Seite von einem Guthaben von 120000
RM geſprochen wird, auf der andern Seite aber ver
ſchwiegen wird, daß die Stadt noch Schulden hat.

11. Stv. Schulze frägt beim Magiſtrat an, wie weit
es mit der Ermäßigung der Lichtpreiſe ſei. Stv.V. Ludley
empfiehlt einen Staffeltarif für Großlichtabnehmer. Sen,
Nitzſchke teilt hierzu mit, daß zunächſt der Bau eines neuen
Transformators geplant ſei. Nach dem könne über die
andere Angelegenheit geſprochen werden. Stv. Raeke macht
darauf aufmerkſam, daß ſchon im April dem Magiſtrat
die Anregung gegeben worden ſei. Bis heute ſei aber
noch nichts unternommen.

Hierauf Schluß der Sitzung.

Streit um 120000 Mark.
Es iſt doch eigentümlich: Ich ſitze nun hier in Gold

berg und habe kein Gold, und in Kemberg hat man
das Geld und iſt auch nicht zufrieden: Ja, der liebe Gott
kann es eben niemand recht machen. Wenn der das ſchon
nicht kann, wie ſollte es ſo ein klein armſelig Bürger
meiſterlein können Es iſt die alte Geſchichte: Wie mans
macht, iſt's falſch und Geld macht nicht glücklich!

Eigentlich brauchte mich ja der Streit um die Kem
berger Notſtandsrücklage nicht mehr zu kümmern. Denn
ich habe durchaus nichts zu verteidigen oder gar zu ent
ſchuldigen. Aber einmal habe ich doch noch Intereſſe an
der Stadt, für die ich 14 Jahre arbeiten durfte und dann
mußte ich zu meinem Schmerze erfahren, daß mich gewiſſe
Leute wegen der Erſparniſſe noch verdächtigen und ver
leumden. Ich halte es daher im Intereſſe der Aufklärung
der Bürgerſchaft für notwendig, hier folgendes feſtzuſtellen:

1. Wie jeder kluge Hausvater in guten Zeiten etwas
zurücklegt für ſeine Familie, ſo muß erſt recht ein Bürger
meiſter auf einen Notpfennig halten für ſeine große Familie
Stadt. Nach der Inflation gab es mehrere Jahre, wo
es der Wirtſchaft und damit auch den Gemeinden gut ging
In dieſer Zeit habe ich für die Stadt geſpart, was ich
nur konnte. Ich wollte ihr eine Reſerve ſchaffen für Zeiten
ſchlimmſter Nor. Es gelang mir, rund 12000 RM ge
zahlter Steuern für die Stadt zurückzubekommen, eine
außerordentliche Beihilfe von 15000 RM zur Pflaſterung
des Wittenberger Neumarktes zu erlangen und 6000 RM
die die Stadverordneten zum Bau der Turnhalle bewilligt
hatten, als außerordentliche Staatsbeihilfe zu bekommen.
Das ſind ſchon 33000 RM Sondereinnahmen, mit denen
die Stadt nicht gerechnet hatte und auch nicht rechnen

konnte. kSie kamen auf das Sparkonto. Dazu kamen
im Laufe der Jahre noch viele Sondereinnahmepoſten: die
Gelder für die von der Stadt verkauften Baugruudſtücke,
weitere außerordentliche Staatsbeihilfen, Ueberſchüſſe des Elek
trizitätswerkes uſw. Ich legte die Gelder in einem Spar
buche der Stadtſparkaſſe Kemberg an, das den Titel trägt
„Notſtandsrücklage der Stadt Kemberg Das Kapital
wuchs von Jahr zu Jahr, und ich kann ſagen, daß mir
gerade dieſe Sache eine beſondere Freude machte.

2. Es iſt behauptet worden, die Rücklage ſei nur zu
fällig entdeckt worden. Das iſt eine wiſſentlich unwahre,
gehäſſige Behauptung, die mich verdächtigen will. Ich
ſtelle demgegenüber feſt, daß man es wohl keinen Zufall
nennen kann, wenn ich perſönlich und ohne jede Anregung
in einer Magiſtratsſitzung und in einer öffentlichen Stadt
verordnetenſizung vor meinem Weggange den Beſtand der
Rücklage angegeben habe. Ich wollte damit den Herren
Stadtvertretern eine beſondere Freude machen: Die haben

ſie auch gehabht. Von dem Vorhandenſein der Notſtands
rücklage habe ſelbſtverſtändlich nicht nur ich gewußt. Die
Sparkaſſenbeamten haben natürlich jeden Einlagepoſten
ins Sparbuch eingetragen und außerdem in die Kaſſen
bücher. Die Kämmereibeamten haben ebenfalls die nötigen
Buchungen vorgenommen. Der Herr Kämmerer hatte das
Buch ſtets in Verwahrung. Er gab im Laufe der Jahre
manche nützliche Anregung zu Rücklagen, wenn die Lage
der Kämmerei ſolche geſtattete. Auch die Rechnungsprüfer
haben mehrfach Feſtſtellungen getroffen über Einlagen zur
Notſtandsrücklage. Der Herr Beigeordnete war von mir
von jeher unterrichtet und hat durch gute Mitarbeit den
Schatz vermehren helfen. Ebenſo haben ſich die übrigen
Magiſtratskollegen darum mit verdient gemacht.

3. Meine Sparpolitik entſprach durchaus vernünftigen
Grundſätzen der Kommunalverwaltung, obwohl ſie eigent
lich gerade das Gegenteil von dem war, was manche
andere Stadt getan hat. Dafür ſteht aber Kemberg gerade
jetzt in dieſen ſchlimmen Zeiten als große Einzelerſcheinung
in der Reihe der Städte ſehr gut und geſichert da, wäh
rend andere Gemeinden am Abgrund ſtehen. Dabei muß
ausdrücklich betont werden, daß die Stadt trotz der Rück
lagen von 1924 bis 1931 Kommunalſteuern erhoben
hat, die weit und breit die niedrigſten waren (90
bebauter Beſitz, 180 9 unbebauter Beſitz, 270 Gewerbe).
Man ſuche eine andere Stadt mit gleichgünſtigen Steuerſätzen!

4. Jeder gute Bürger wird ſich gewiß freuen, daß die
ſchöne Summe, die heute 10000 Rm. jährliche Zinſen
bringen kann, da iſt. In der bewegten Zeit der Bank
zwangsfeiertage iſt es doch für eine Stadt eine Beruhigung
und ein großer Rückenhalt, eine Notſtandsrücklage in Höhe
von rund 50 Rm. je Kopf der Bevölkerung zu haben. Jch
fürchte, es kommen noch ganz ſchlimme Zeiten für die
Städte. Vielleicht bekommt dann mancher, der jetzt mit
hetzt noch eine andere Anſicht über die geſchmähte Not
ſtandsrücklage!

Mit herzlichen Grüßen an meine Kemberger Freunde
und an mein altes Rathaus

Goldberg, den 16. Juli 1931
Dietz e, Bürgermeiſter.

Zwangsverſteigerung
Im Wege der Zwangsvollſtreckung ſoll am

10. September 1931, 10 Uhr
an der Gerichtsſtelle Zimmer 3 verſteigert werden das im Grund
buch von Kemberg Band 28 Blatt 1344 (eingetragener Eigentümer am
13. Mai 1981, dem Tage der Eintragung des VerſteigerungsvermerkesHalle a. S. eingetragenen Grundſtücks Hammel und eKaufmann Guſtav Roſenthal in
Gemark. Bußdorf, Kartbl. 1, Parz. 345/7, Acker v. Plan 477, 9,14 ar

0,36 Tlr.
Gemark. Bußdorf, Kartbl. 1, Parz. 346/7, Acker v. Plan 476, 477,

7,75 ar, 0,31 Tlr. uſw.
Gemark. Bußdorf, Kartbl. 1, Parz. 347/7, Acker v. Plan 476, 477,

7,46 ar, 0,29 Tlr. uſw.Gemark. Bußdorf, Kartbl. 1, Parz. 348/8 Hofraum etc. Weinbergſtr. 15,
uſw.

7,38 ar, Nutzungswert 135 Mark.
Gemark. Bußdorf, Kartbl. 1, Parz. 364/7, Reudenerſtr. Hofraum etc.

uſw.
19,83 ar, Nutzungswert: 155 Mark
Kemberg, den 24. Juni 1931

Amtsgericht.

Prima friſches fettes

Hammel und
Rindfleiſch

empfiehlt Willy Rätz
Friſches

Hausverkauf.
Beabſichtige mein Wohnhaus mit Wirtſchaftsgebäuden in gutem Zu
ſtand und ſchönen Garten, eventuell auch mit etwas Acker, zu verkaufen

Grieſen 36 bei Wörlitz

ichelnRindfleiſch

Speckkuchen
Zwangsverſteigerung.

Im Wege der Zwangsvollſtreckung ſoll

am 17. September 1931, 10 Uhr
an der Gerichtsſtelle Zimmer 3 verſteigert werden das im Grund
buche von Reuden Band 6 Blatt 274 (eingetragener Eigentümer am 18. März
1931 dem Tage der Eintragung des Verſteigerungsvermerkes: der Ziegelei
beſitzer Erwin Wickert in Reuden eingetragenen Grundſtücks
Gemarkung Reuden, Kartenblatt 2 Parzelle 493/59, Acker vom Plan

Ernſt Berndt J. G. GIaubig

Neue
Speiſe- Kartoffeln

empfiehlt Louis Richter etzfässer hat abzugeben
Friſches engelambosse W. Springer, Zieſchewitz

f engelhämmer 3Hammelflefsch geree. Ein Wurf Fertel
empfiehlt Ernſt Bachmann ensendrähte zu verkaufen

Dienstag früh 7 Uhr Töpferſtraße 13
empfiehlt Meine Wohnung

befindet ſich jetzt

Dienstag früh
lebendfriſche

seefische
im Bis packung

Kuchen u. Einmache-
Kirſchen

Wittenbergerſtr. 37

G. Braunsdorf,

O garantiert lebendfriſch

P. Miertzſchke

Nr. 75, d en v Größe, 0,41. Tlr. Gene Perl- Delikateßund Hofraum, Häuslerſtelle Nr. 71 von 3,- ar Größe, Nutzungswert: 872 Mark Grundſteuermutterrolle Art. 298, Gebäudeſteuer Zwiebeln

rolle Nr. 74 undKemberg, den 29. Juni 1931.Amtsgericht neue Sartoffeln
verkauft

die es mit ſich und ihrer Familie gut meint, abonniert

„„Unser Freund

jeden
Sauerkirschen

für die Preſſe
zum höchſten Preis an

Ernſt Heinrich Dübenerſtr. 16

Schneidermeiſterhat zu verkaufen g
Otto Grunicke, Weinbergſtraße 17 B dNehme von heute auge er

Hypotheken, Geſchäftskredite undoſten
Darlehen, langfriſtig zu günſtigen

Bedingungen, reell, diskret
Keine Vermittlungsgebühren

Näheres durch
Adolf Meth, Wittenbergerſtr. 24.

leeres immer
Ernſt Höhne, Wittenbergerſtr. 57

hat zu verkaufen

Ernſt Lehmann,

Riesenspörgel
Ackerſpörgel

mit Küche geſucht, möglichſt in der
Stadt. Angebote an die Geſchäfts
ſtelle der Zeitung erbeten.

mit hoher Unfall und Sterbebeihilfe für die ganze Familie.
Außerdem koſtenfreie Rechtshilfe in allen Angelegenheiten.

Unſere Vertreter ſind am Platze. Platzvertreter werden eingeſtellt.

Schade, Werbeleiter, i. Fa. Jentrig, Berlin SW. 61,
z. Zt. Kemberg, Hotel Palmbaum.

Leipziger Neumarkt 9

Salerürschen
verkauft Sack, Weinbergſtraße

Buchweizen
Zottel wicken
Peluſchken

Weißerübenſaat
beſtehend aus 2 oder 3 Zimmer
mit Küche, in Gaditz zu ver
mieten. Auskunft erteilt Gaſtwirt-

empfiehlt J. G. Glaubig
Redaktion, Druck und Verlag Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 208

Nitzſchke in Gaditz
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